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Wohnen wieder leistbar machen!
Seit Jahren steigen die Wohnkosten weit stärker als die Inflationsrate. Beispiel Oktober 2014: Mieten 
plus 4,6 Prozent, Verbraucherpreisindex plus 1,6 Prozent.

Der eklatante Anstieg der Wohnkosten 
trifft insbesondere Menschen mit gerin
gem Einkommen wie etwa Alleinerzie
her_innen, prekär Beschäftigte, Pensio
nist_innen existenziell. Auch in Linz ist 

das nicht anders. 
Das Mietrecht ist zu einem auch für Ex
perten kaum noch durchschaubaren 
juristischen Dschungel verkommen. Die 
Einführung der nach Ländern gestaf

felten Richtwerte brachte einen Schub 
für die Wohnkosten. Das Risiko unge
rechtfertigte Zuschläge gerichtlich ein
zuklagen wird auf die Mieter_innen 
abgewälzt.

Flucht ist kein Verbrechen
Das Tauziehen um die Unter-
bringung von Flüchtlingen ist 
eine Schande. Dabei geht es 
nur darum diesen das nackte 
Überleben zu sichern. 
Auch Linz könnte mehr tun als sich 
mit dem Verweis auf die erfüllte Be
treuungsquote zurückzulehnen. 
Dass Massenquartiere wie die Ka
serne Ebelsberg nicht der Weisheit 

letzter Schluss sind, ist klar. Wer die 
Unterbringung von Flüchtlingen in 
der Kaserne so wie Bürgermeister 
Luger ablehnt, muss Alternativen 
vorschlagen. Ein Nein schafft keine 
Unterkünfte. 
Dabei gibt es genug Leerstände im 
Besitz der Stadt, die genutzt werden 
könnten. Auch das Areal der Tabak
fabrik böte Raum für innovative 
Ideen.

Gerlinde Grünn
KPÖ-Gemeinderätin

www.gemeinderaetin.at

Die „Grüne Mitte“ ist das aktuelle Prestigeprojekt des Linzer Wohnbaus. Bis 2016 werden auf dem Gelände des ehemaligen Frachtenbahnhofes von 
sieben Genossenschaften in Niedrigstenergiebauweise 800 Wohnungen, 50 betreubare Wohneinheiten und ein Kindergarten errichtet.



Arbeitslos: Selber schuld?
Ende September waren in Linz 7.362 Menschen arbeitslos, weitere 2.215 in Schulungen. 
Aber die von Politik und AMS propagierte Qualifizierung schafft keine neuen Jobs. Trotz-
dem sollen Arbeitslose rund um die Uhr verfügbar sein.

Wenn wenige immer mehr arbeiten haben mehr immer weniger Arbeit. Eine 
Verlängerung der täglichen Arbeitszeit erhöht die Zahl der Arbeitslosen.

Michael Bönisch EDV-Techniker

Wirksame Maßnahmen wie etwa eine Arbeitszeitverkürzung sind derzeit 
nicht zu erwarten. Daher wäre es angebracht die Bedingungen arbeitslo
ser Menschen zu verbessern: durch Anspruch auf „AusZeit“ und Entkop
pelung des Leistungsbezuges vom Partner_inneneinkommen.

Erich Klinger Idealer Kandidat fürs Bedingungslose Grundeinkommen

Die Zumutbarkeitsbestimmungen sollen weiter verschärft werden. Wenn 
einem mehr als zwei Stunden Anfahrtsweg aufgezwungen werden, ist das 
eine große Belastung und schadet Gesundheit und Umwelt. Und von der 
besonderen Förderung Arbeitssuchender über 50 wird zwar geredet, tat
sächlich gibt es aber nichts.

Bärbel Staub Technikerin

Aufeinander zugehen
Land der Menschen ist ein Zu-
sammenschluss von elf Orga-
nisationen, die sich gemeinsam 
seit 2000 für die Förderung 
eines friedvollen und respekt-
vollen Zusammenlebens in 
Oberösterreich einsetzen.

Der Verein initiiert Projekte und Ver
anstaltungen in Schulen, Städten und 
Gemeinden um diese in ihrer Aufklä
rungsarbeit im Bereich Vorurteile, Zi
vilcourage, Menschenrechte, Integra
tion, Antisemitismus, Rassismus usw. 
zu unterstützen. Etwa durch Informa
tions und Unterrichtsmaterialien, die 

Sie kostenlos bestellen und downloa
den können.

Gegen Rassismus
Weiters durch einen YoutubeChannel 
mit NSZeitzeugeninterviews, die Sen
sibilisierungskampagne „Rassismus? 
Mog i ned!“ sowie kostenlose Work
shops für Jugendliche und Multiplika
torInnen.

Und in Kürze: NSZeitzeugendoku
mentation inklusive pädagogischem 
Begleitmaterial, Radiosendung „Ar
gumentationstraining gegen rechte 
Sprüche“. Näheres unter: www.land
dermenschen.at

Reinhard Leonhardsberger
ist Geschäftsführer des Vereins 
Land der Menschen –   
Aufeinander zugehen OÖ



Wohnen als Profitmacherei?
Die Ursachen für den rasanten Anstieg der Wohnkosten  
sind vielfach.

Steigende Bau und Fi
nanzierungskosten, Ver
knappung der Förder
mittel, Immobilienspe
kulation, Privatisierung 
der Bundeswohnungen, 
Verkauf von Wohnbau
darlehen, Verschlechte
rung der Wohnbeihilfe, 
Annuitätensprünge bei 
Wohnungskrediten, Leer 
stand tausender Woh
nungen, ein schieflastiges 
und  undurchschaubares 
Mietrecht, hohe Kauti
onen und Maklergebüh
ren ebenso wie laufende 
Tarif und Ge bühren erhö
hungen die sich auf die 
Betriebskosten nieder
schlagen.

WBF-Gelder zum 
Löcherstopfen?
Als kontraproduktiv hat 
sich die Aufhebung der 
Zweckbindung der Wohn
bauförderung erwiesen. 
Ausdrücklich für den 

Wohnbau zweckgebun
dene, als Lohnnebenkos
ten eingehobene WBF
Beiträge werden derzeit 
von den Ländern zum 
Stopfen von Budgetlö
chern verwendet.

Spekulation mit 
Leerstand
Laut Statistikabteilung 
des Landes stehen in 
Oberösterreich etwa vier 
Prozent der Mietwohnun
gen und sieben Prozent 
der Eigentumswohnun
gen aus unterschiedlichs
ten Gründen leer. Sie blei
ben somit dem Wohnungs
bedarf entzogen. Insbe
sondere für Immobilien 
muss jedoch der Grund
satz „Eigentum verpflich
tet“ gelten. Daher müssen 
Möglichkeiten gefunden 
werden leerstehende 
Wohnungen für den 
Wohnungsbedarf zur 
Verfügung zu stellen.

Was will die KPÖ?
• Reform des Mietrechts 

mit Gültigkeit für alle 
Wohnungen sowie Fest
legung einheitlicher 
Mietzinsobergrenzen 
bzw. einer Mietpreis
bremse

• Umgehende Wieder
einführung der Zweck
bindung der Wohn bau
förderungsmittel  für 
den Wohnungsbau

• Regelung der Makler
gebühren nach dem 
Vorbild Deutschlands 
nach dem Besteller
prinzip

• Abschaffung der Ge
bühren für Mietverträge

• Gesetzliche Grundla
gen für die Erfassung 
des Wohnungsleer
standes und Verfüg
barmachung für Woh
nungssuchende

• Zurücknahme der Ver
 schlechterung der 

Wohnbeihilfen
• Erhöhung der Mittel 

für die Wohnbauför
derung zur Errichtung 
sozial leistbarer Woh
nungen

• Wiederaufnahme eines 
städtischen Wohn
baues in Linz

Spitze Splitter
aus dem Gemeinderat

Gegen Plakat-Wildwuchs
Die Kritik der KPÖ an der Ver-
schandelung öffentlicher Grün-
flächen mit Großflächen-Plakat-
ständern der Parlaments parteien 
bei den Wahlen 2013 und 2014 
führte zu einem Beschluss des 
Gemeinderates dies künftig zu 
verbieten. Ein Zusatzantrag der 
KPÖ zur Bereitstellung öffent-
licher Werbeflächen wurde 
jedoch abgelehnt.

Leerstehende Wirtshäuser
Mit einer Anfrage thematisierte 
die KPÖ neuerlich den Leerstand 
von der Stadt um teures Geld 
angekaufter Traditionswirts-
häuser, konkret des „Schwarzen 
Anker“ am Hessenplatz und des 
„Urbanides“ in der Rudolfstraße. 
Gefragt wurde über laufende 
Betriebs- und Erhaltungskosten. 
Nun wird der „Anker“ verkauft, 
für den „Urbanides“ hat sich ein 
Pächter gefunden

Streit um Mengerschule
Einen Rückzieher mussten SPÖ 
und ÖVP bei ihrem ausgepa-
ckelten Vorhaben machen, die 
Mengerschule zugunsten der Pri-
vatschule „LISA junior“ aufzulas-
sen. Die KPÖ griff das Thema in 
einer Anfrage zum Ergebnis der 
Finanzverhandlungen von Bgm. 
Luger mit LH Pühringer auf.

Verkehrsbelastung bei  
Bruckneruni
Mit einer Anfrage urgierte KPÖ-
Gemeinderätin Grünn die bei 
der Eröffnung der neuen Anton-
Bruckner-Privatuniversität 2015 
entstehenden Verkehrsprobleme 
am Hagen. Laut VBgm. Hörzing 
sollen zusätzliche Bergbahnen 
und Busse eingesetzt werden.

Wohnen darf keine Ware sein: Nicht unwidersprochen bleibt die Werbung für teure  
Luxuswohnungen.

Bitte vormerken!

Samstag, 20.12.2014, 915 Uhr, Linz, Melichar
straße 8, Bücherflohmarkt, Verein LIBIB; 19 Uhr, 
Jahresabschlussfest, Café KPÖ

Samstag, 10.1.2015, 17:30 Uhr, Linz, Haupt
bahnhof, Demonstration gegen Burschenbund
ball, Bündnis „Linz gegen rechts“



ANTWORTSENDUNG

An die
KPÖ-Linz
Melicharstraße 8
4020 Linz

Porto bei 
der Empfängerin 

einheben

Folder:  ■ Kommunalprogramm   ■ Gemeinderatsbilanz   ■ Energiegrundsicherung

Broschüre:  ■ Burschenschaften   ■ Februar 1934   ■ Freifahrt   ■ Henriette Haill

Probeexemplar:  ■ Volksstimme   ■ Die Arbeit   ■ Der Mieterschutz

■ Infos zum Thema:

■ Newsletter an meine E-Mailadresse: 

Name und Anschrift:

✁
Antwortkarte (oder E-Mail an: ooe@kpoe.at) Ja, ich bin interessiert, schickt mir Infomaterial:

Gelebte Freundschaft
Die KPÖ pflegt seit Jahren einen 
regen Meinungsaustausch mit 
der KSCM (KP von Böhmen und 
Mähren) in Budweis.
Linz und Budweis sind seit 1987 Part
nerstädte, sie verbindet neben einer al
ten Handelsroute das historische Erbe 
der Pferdeeisenbahn. Nicht erstaunlich 
daher, dass vor allem die verkehrspo
litischen Fragen der DonauMoldau 
Region im politischen Austausch zwi
schen KPÖ und KSCM eine große Rolle 
spielen. Im Kreis Südböhmen hat die 

KSCM 170 kommunale Mandate, stellt 
zwei Parlamentsabgeordnete und eine 
EUAbgeordnete und bildet gemein
sam mit den Sozialdemokraten eine 
Koalition. In Budweis stellt die KSCM 
sechs Stadträte.
Einig sind beide Parteien im Wunsch 
nach dem Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs. Auch die von der Linzer KPÖ 
eingebrachte Forderung nach Freifahrt 
auf Öffis trifft auf reges Interesse. Gut 
möglich, dass die Zugstrecke LinzBud
weis einmal ticketfrei bereist werden 
kann.
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Treffen der Linzer KPÖ in der Partnerstadt  
Budweis mit der tschechischen KP (KSCM).

Mühlkreisbahn kaputtgemacht
Bei der ganzen Aufregung rund um die alte Eisenbahnbrücke wird stets auf das Verkehrsmittel 
vergessen das der Brücke den Namen gab: Die Eisenbahn. 
Um die ist es aber spätestens mit der 
Entscheidung eine neue Donaubrücke 
zu bauen schlecht bestellt. Nur noch bis 
längstens 2019 wird die Mühlkreisbahn 
im Inselbetrieb bestehen können, wenn 
sich nicht Stadt, Land und ÖBB rasch 
über die Zukunft der Bahn einigen.

Der Stadt Linz, allen voran der SPÖ, ist 
aber die Mühlkreisbahn egal, die ÖBB 
will sie abgeben und die selbsternann

ten Brückenretter samt ÖVP und FPÖ 
sorgen sich mehr um das Stadtbild, als 
um Verkehrslösungen für den Zentral
raum Linz. Die KPÖ hat sich von Beginn 
an für den Erhalt der Bahn mit Eisen
bahnbrücke eingesetzt.

Falsche Verkehrspolitik   
hat Folgen
Stattdessen dominieren neben kurz
sichtigen Einzelinteressen Prestigepro

jekte, wie Westring, Regiotram oder die 
unterirdische Straßenbahn Linie 4 die 
lokale Verkehrspolitik. Das alles kostet 
viel Geld und legt auf viele Jahrzehnte 
fest, wie wir mobil sind. 
Die Folge ist noch mehr Autoverkehr. 
Wenn wir in Zukunft sozial und öko
logisch mobil sein wollen, braucht es 
rasch einen wirksamen Ausbau im öf
fentlichen Verkehr statt Schmalspur
lösungen.


